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Antrag
der Parlamentarischen Gruppe der FDP

Gesundheitspolitische Untétigkeit der Landesregierung
beenden - Landtagsbeschliisse umsetzen sowie recht-
lichen Pflichten nachkommen

Der Landtag fordert die Landesregierung dazu auf,

1. endlich ein zeitgemaRes Gesetz zur Regelung des Offentlichen Ge-
sundheitsdienstes vorzulegen entsprechend dem Beschluss des
Landtags vom 15. Juli 2022 in Drucksache 7/6003 in Zusammen-
hang mit dem Beschluss des Landtags vom 1. September 2016 in
Drucksache 6/2632,

2. die Niederlassungsférderung fir Pharmazeuten und Zahnarzte um-
zusetzen entsprechend dem Beschluss des Landtags vom 17. De-
zember 2021 in Drucksache 7/4628,

3. eine landesweite Informationskampagne und weitere Mallhahmen
zur Starkung der Spendenbereitschaft und -méglichkeit fir Frauen-
milch zu entwickeln entsprechend dem Beschluss des Landtags vom
15. Juli 2022 in Drucksache 7/6009,

4. die Krebsberatungsstellen zu unterstitzen entsprechend den hier-
zu im jeweiligen Landeshaushalt fur die Jahre 2021, 2022 und 2023
vom Landtag beschlossenen Mitteln,

5. ihren gesetzlichen Verpflichtungen aus § 4 des Thiringer Kranken-
hausgesetzes nachzukommen.

Begriindung:

Das Thiringer Gesundheitssystem steht vor vielen Herausforderungen.
Durch eine alternde Bevdlkerung verandert sich beispielsweise der Be-
darf an medizinischer Versorgung in Thiringen. Gleichzeitig macht sich
seit Jahren ein wachsender Mangel an Personal in der medizinischen,
zahnmedizinischen und pharmazeutischen Versorgung bemerkbar.

Der Landtag hat die Notwendigkeit zum Handeln erkannt und in der
Vergangenheit immer wieder Beschllsse zur Verbesserung der Versor-
gungsstrukturen in Thiiringen gefasst. So wurde beispielsweise zur Ver-
hinderung von Versorgungsliicken auf Initiative der Freien Demokraten
im Dezember 2021 die Ausweitung der Niederlassungsférderung fiir Arz-
te auf Zahnarzte und Apotheker beschlossen. Mehr als anderthalb Jahre
nach dem Landtagsbeschluss und acht Monate nach der im Beschluss
vorgegebenen Frist existiert die notwendige Richtlinie noch immer nicht.
Ein solches Unterlassen der Umsetzung von dringend notwendigen Mal}3-
nahmen ist kein Einzelfall. Besonders deutlich wird dies bezliglich der
Erarbeitung einer gesetzlichen Grundlage fiir den Offentlichen Gesund-
heitsdienst. Um in Thiringen den Offentlichen Gesundheitsdienst mit der
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notwendigen Rechtsgrundlage zu untermauern, wurde die Landesregie-
rung bereits am 1. September 2016 vom Landtag beauftragt, eine zeit-
gemalde gesetzliche Grundlage zu erarbeiten. Sechs Jahre spater und
mehr als zehn Monate nach dem erneuten Auftrag des Landtags an die
Landesregierung ist die rechtliche Grundlage fiir den Offentlichen Ge-
sundheitsdienst in Thiiringen weiterhin die Verordnung tiber den 6ffentli-
chen Gesundheitsdienst und die Aufgaben der Gesundheitsamter in den
Landkreisen und kreisfreien Stadten aus dem Jahr 1998.

Doch nicht nur die Umsetzung von Landtagsbeschlissen bleibt aus,
durch fehlendes Nachkommen der gesetzlichen und gerichtlichen Pflich-
ten wird die Gesundheitsversorgung in Thiringen zunehmend zuséatzlich
gefahrdet. Erstim letzten Jahr wurden auf Initiative der Freien Demokra-
ten notwendige Gesetzesanderungen des Thiringer Gesetzes zur Hilfe
und Unterbringung psychisch kranker Menschen und zur Anderung des
Thiringer Mal3regelvollzugsgesetzes beschlossen, nachdem vier Jahre
lang die vom Bundesverfassungsgericht als nicht verfassungskonform
eingestufte Regelung nicht angepasst wurde.

Im Fall der Krebsregistrierung wurde zwar der Staatsvertrag Uber das
Gemeinsame Krebsregister zum Ende des letzten Jahres gekundigt, die
dringend notwendige Uberarbeitung des aktuellen Thiiringer Krebsre-
gistergesetzes ist aber ausgeblieben. Seit Anfang des Jahres sind we-
sentliche Aufgaben des Landeskrebsregisters nicht mehr ausreichend
gesetzlich geregelt, die rechtlichen Grundlagen fiir die epidemiologische
Krebsregistrierung fehlen gar komplett.

Eine besondere Brisanz kommt der Krankenhausplanung zu. Angesichts
der vielen Herausforderungen fiir das Thiringer Gesundheitssystem ist
eine leistungs-, bedarfs- und qualitatsorientierte Krankenhausplanung
zwingend notwendig. Trotz der gesetzlichen Verpflichtung, den aktuel-
len 7. Tharinger Krankenhausplan bis spatestens zum 1. Januar 2023
abzuldsen, ist die Landesregierung bislang ihren gesetzlichen Verpflich-
tungen aus § 4 des Thiringer Krankenhausgesetzes nicht nachgekom-
men. Nicht einmal ein Gutachten liegt fir eine etwaige Krankenhaus-
planung vor.

Fur die Parlamentarische Gruppe:

Montag



	Gesundheitspolitische Untätigkeit der Landesregierung beenden - Landtagsbeschlüsse umsetzen sowie rechtlichen Pflichten nachkommen
	Begründung:


